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Änderungsantrag 

der Gruppe der PDS/Linke Liste 


zur zweiten Beratung des Gesetzentwurfs der Fraktionen der CDU/CSU, SPD 
und F.D.P. 

- Drucksachen 12/6633, 12/8165 - 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Grundgesetzes 

(Artikel 3, 20 a, 20 b, 28, 29, 72, 74, 75, 76, 77, 80, 87, 93, 118 a und 125a) 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Gesetzentwurf mit dem vom Ausschuß beschlossenen Titel 
„Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Grundgesetzes (Arti- 
kel 3, 20 a, 28, 29, 87 und 118 a)'', Anlage 1 zu Nummer 1 der 
Beschlußempfehlung ~ Drucksache 12/8165 -, wird wie folgt ge- 
ändert; 

Artikel 1 wird wie folgt geändert: 

1. Folgende Nummer la wird eingefügt: 

,1a. Artikel 12 wird wie folgt gefaßt: 

„Artikel 12 

(1) Jede Bürgerin und jeder Bürger hat das Recht auf 
Arbeit. Der Bund ist verpflichtet, durch eine Politik der 
Vollbeschäftigung und Arbeitsförderung, insbesondere 
durch den Ausbau der Arbeitsbereiche Umwelt, Alten- 
pflege, Kinderbetreuung und Erziehung, für die Verwirkli- 
chung des Rechts auf Arbeit zu sorgen, welches das Recht 
aller Bürgerinnen und Bürger umfaßt, den Lebensunterhalt 
durch frei gewählte Arbeit zu menschenwürdigen und 
gerechten Bedingungen zu verdienen. 

(2) Jede Bürgerin und jeder Bürger hat das Recht, Beruf 
und Arbeitsplatz frei wählen zu können. Eine Ablehnung 
darf nicht aus sachwidrigen Gründen erfolgen. Ergebnisse 
einer Genom- Analyse dürfen nicht berücksichtigt werden. 
Die Berufsausbildung kann durch Gesetz oder auf Grund 
eines Gesetzes geregelt werden. 

(3) Unentgeltliche Berufsberatung und Arbeitsvermitt- 
lung werden gewährleistet. Private Arbeitsvermittlung ist 
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unzulässig. Soweit ein angemessener Arbeitsplatz nicht 
vorhanden ist, besteht Anspruch auf Umschulung, beruf- 
liche Weiterbildung und angemessene Lohnersatzleistun- 
gen. Alle freien Arbeitsplätze sind der Bundesanstalt für 
Arbeit zu melden. 

(4) Auszubildende, Schwangere, Alleinerziehende, 
Menschen mit Behinderungen, kranke und ältere Arbeit- 
nehmer genießen besonderen Kündigungsschutz. 

(5) Niemand darf zu einer bestimmten Arbeit gezwun- 
gen werden, außer im Rahmen der Nothilfe. Niemand darf 
zu einer Tätigkeit gezwungen werden, die der Vorberei- 
tung von Kriegen dient. 

(6) Das Nähere regeln Bundesgesetze. " ' 

2. Folgende Nummer Ib wird eingefügt: 

,1b. Nach Artikel 12 wird folgender Artikel 12a eingefügt: 

„Artikel 12 a 

(1) Jede Bürgerin und jeder Bürger hat Anspruch auf 
soziale Sicherung, die eine Grundsicherung einschließt. 
Damit ist eine von Dritten unabhängige Lebensführung zu 
ermöglichen, auch wenn die Teilnahme an der Erwerbsar- 
beit nicht oder nur eingeschränkt möglich ist. 

(2) Die soziale Grundsicherung ist vorleistungsunabhän- 
gig durch Sozialversicherungssysteme auf der Grundlage 
von Beiträgen und staatlichen Zuschüssen zu gewähr- 
leisten. 

(3) Menschen, die außerhalb der Erwerbsarbeit eine 
Tätigkeit im Bereich der Umwelt, der Kultur sowie im 
Rahmen der Altenpflege, Kinderbetreuung und Erziehung 
ausüben, genießen die Anerkennung der Gesellschaft. 
Durch Bundesgesetz sind diese Tätigkeiten hinsichtlich der 
Anwartschaften der Erwerbsarbeit gleichzusetzen.'" 

3. Folgende Nummer Ic wird eingefügt: 

,1c. Nach Artikel 13 wird folgender Artikel 13 a eingefügt: 

„Artikel 13 a 

(1) Jeder Mensch hat das Recht auf eine angemessene 
Wohnung. 

(2) Der Staat ist verpflichtet, Wohnungsbau und Woh- 
nungserhaltung zu fördern. Er sorgt für einkommensge- 
rechte Mieten und gewährleistet gesetzlichen Kündi- 
gungsschutz. 

(3) Erweiterten Kündigungsschutz genießen Schwan- 
gere, Erziehende von Kleinkindern, Kinderreiche, Allein- 
erziehende, Menschen mit Behinderungen und ältere 
Menschen. 

(4) Eine Räumung von Wohnraum darf nur erfolgen, 
wenn Ersatz wohnraum zur Verfügung steht. " ' 

Bonn, den 28. Juni 1994 

Dr. Gregor Gysi und Gruppe 
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